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8.Beib1att 17.,lJärz 1954 

156/J 

dor_Abg. H 0 r 11, A P 1> e 1, A i g n c 1.', VI e i k h a :r t und Genossen 

SJl den BU!ldesminist er fU.r_Finanz(:u~ 

bct~ffcnd Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei Erwerb von Grundstücken 

zur Schaffung von Arbeiterwohnstätteno 

Aus Kreisen niedGröst errcichischer Gemeind::l!f~lttl~et~r ru rde den 

unterzeichneten ,Abgeordnet ell folgender Sachvcr!.1alt. zur Kenntnis g.ebra.cht; 

Gemäss § 4_Abs .. 1 Zo2 ades GrundGr'i7nrbste'Ucrgesetzes ist der 

Erwerb eines Grundstückes zur Beschaffung von Arbeiterwohnstätten von 

der Grunderwerbsteuer ,befreit" lJie Definition des Begriffes "Arbeiter" 

wohnstätton" findet sich im § ,12 de~ Duroh:tühru.'I'lgsverordnung zum Grund,­

f;rwerbstcl1crgesetz yom 30"~.1940,, l:)anaoh Silld Arbeitc:mohnstätten die in 

der Verordnungtiber dIe Förderung von Arbeit c!'I101mstät t cu vom 1(>4",1937 a1s_ 

solche bezeichneten Wohnstätten. 

piese oben angeführten St.cuerbefreiungeu "iTe::cdcn gemäß s § 4 Abs.2 

Grunderrrerbsteuergesc.?tz verwirkt, Wenn das GrUll(~'1tücl:_nicht innerhalb von 

5 Jahren zur Schaffung von Arbeiterwohustätten v~r'iVendet wirdo 

Bisher wurde jenon Gemd.l1dc11tdie Grundstücko zum Bau von Arbeiter­

'F'0hnstätten_ervrorbcn hatten, auf ihr Ansuohen die Zahlung der Grunderwerb­

steuer auf' die Dauer von 5 Jahren gestundet. Den Gertleinden, die innerhalb 

dieser Frist den Nachweis erbrachten, dass sie auf den angekauften Grwld­

stück.an tatsächlio~ Arbe1teril'ohnstätten errichtet hatten~ wurde mit Be-_ 

scheid der Finanzlandesai,.ek'Hon mitgeteilt, dass die ,auf den betreffenden 

Liegenschaften erriohteten WOhl'lstätten als Arbeiterwohnstätten anerkamlt 

würden. Damit war die Stundung der Grunderwerbsteuer hinfällig und die 

Steuerfreiheit festgestelltQ 

In letzter Zeit hat sich diese. Praxis der Finanzverwaltung zuungunsten 

der Gemeinden geändert. Am le~mrz 1954 wurde einer nieaerösterreiohisohen 

Gemeinde mit Besoheid des Finanzamtes für Gebühren und Verkehrsteuern in 

Uien mitgeteilt, ap,ss eüle Stquerbcfreiung gemäs s § 4 Abs 01 Z .. 2a GrESiG" 

nicht gevahrt werden könne~ Als Begrindung wurde ang~fUh~t~ 

156/J VII. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



• 
.. 9.Beiblatt 

_' "Naoh § 12 GrES"V. s11'ldArbei t erwohnstät,t.02!, dt e in dQ'1' Ve.~ordnUl'Jg 

über die Fardcrung von Arbeiterwohnstätten vom 1.4.1937, RGB1.I s. 437, 

beaeichneten Wolansttittc);).. Die Best1mmungal. di~ser Verordnung, was Arbeiter­

\Vohnstätt.en sind., b~w. die l! in ,der Verordnung diesbeztlglich bezogenen ..... Bestim-

'mungen altderer l'eiohs,gesetzlioher Vorsohriftot1 $1nd n1eht mehr anviendbar. 

tesha1b ist die in § " A.b",:~l Z.2a GrEStG., vorgesehene Betreiungsbestimawlg 

in Ermanej.»ng einer entspreohenden österreiohisohon Legf.lkefinition nioht 

mehr' amei1dbar." ... - _ 

Eei e1n,er Naohfr$.ge vrcU-de den Gemeindevertret.Gtn vom Finanzatn't mitge­

teilt, dass die neue Spruohpraxis, auf einer Vle!aung des Finanzministel'iums 

beruhc~ ~ 

nie Au~wirkung istf'Ur die betroffenen Gemeinden, die.Af.beiterw~hn","­
häuser tu bauen be.absiohtigen, katastr.QphaJ.. Diese Gemeinden niissen ri •• ige 

S11mmeh an Grunderwerbsteuer bezahlen, die natürlich beim Bau der Häuser a.b ... 

gehenUhd e~G Ve~ringer1ll\g der Bau,tätigkeitmit sich b~ingen. Die gefertig­

ten Abgeordneten sind 4er'Me1nung, dass alles getan werden nüsse, um dle Bau­

tätigkeit anzuregen und n4Cht, wie tm gegenständl~hen Fa11,zu ersohweren 

oder giU' zu uuterbin4en~ 
, ' 

, . ,: 
Ausserdem ersoheln~ don unterzeichneten Abgeordneten die BeglUndung 

des Besc~eides nicht stlQhhältig. Eine Ge,etzesbest~ung muss, wenn eine 

Legaldetinition eines Begi'iffq nioht gegeben 18't, eb.n nach den allgemeinen 

Auslegungsregeln angewandt werden. ~. 

l)ie unterzeiolllutten Abgeordneten riohten dalUtl.· an den Herrn Bundes­

minister :tUr Finanzen die naohstehenden 

A In t 1"& gen .s 

,_U) Ist der Herr Bundesminister bereit, delt unterzeichneten Abgeord,­

, ne,ten die Gründe be,kanntz~e'ben, watur.n die Bestiwl11U11gen der Verordn~g vom 

1.4.1937, RGB1~I 8.437, nicht mehl' anwendbar emd? ... 

2.) Ist der Herr ~~desm1nister bereit, falls diese Verordnung tat­

säohlioh ausser Kraft getJ'ret.en-ist, den untergeordneten tJienststell.en der ... 

Finanzverwaltung Regeln fUr d~e_Anwen~ng der Befreiungsbestimmung des Grund· 

erwerbsteuergesetzes zu seben, die der bisherigen Pra.~d.s antspreoben? 

.... -,. ...... ""t~ 
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